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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 14 AS 115/12 B 
 
L 6 AS 124/09 (Hessisches LSG) 
S 2 AS 253/06 (SG Kassel) 
 
 
 
…………………….., 
 
 
 Kläger, Antragsteller und 

Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Stadt Kassel, 
Grüner Weg 46, 34117 Kassel, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. Oktober 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  U d s c h i n g   sowie den Richter   Prof. Dr.  B e c k e r  

und die Richterin   H a n n a p p e l  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm zur Durchführung des Verfahrens der Nichtzulassungsbeschwerde 

gegen den Beschluss des Hessischen Landessozialgerichts vom 23. April 2012 Prozesskosten-

hilfe zu bewilligen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des Hessi-

schen Landessozialgerichts vom 23. April 2012 wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH) war abzulehnen, denn ungeachtet 

der Frage der persönlichen und wirtschaftlichen Voraussetzungen bietet die beabsichtigte 

Rechtsverfolgung keine hinreichende Aussicht auf Erfolg (§ 73a Abs 1 Satz 1 

Sozialgerichtsgesetz <SGG> iVm § 114 Zivilprozessordnung). Es ist nicht zu erkennen, dass 

ein zugelassener Prozessbevollmächtigter (§ 73 Abs 4 SGG) in der Lage wäre, die von dem 

Kläger angestrebte Nichtzulassungsbeschwerde erfolgreich zu begründen. Die Revision kann 

nur aus den in § 160 Abs 2 SGG genannten Gründen - grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache, Abweichung (Divergenz) oder Verfahrensmangel - zugelassen werden. 

 

Der Kläger begründet seinen Antrag auf PKH mit der Rechtswidrigkeit der gesamten Regelun-

gen des Sozialgesetzbuchs Zweites Buch (SGB II) und rügt zudem die Verletzung seines An-

spruchs auf den gesetzlichen Richter, seines Anspruchs auf rechtliches Gehör sowie seines 

Rechts auf ein faires Verfahren. 

 

Aus dem Vortrag des Klägers unter Heranziehung der Verfahrensakten ist das Vorliegen eines 

der in § 160 Abs 2 SGG genannten Gründen für die Zulassung der Revision bei der im PKH-

Verfahren gebotenen summarischen Prüfung des Streitstoffs (vgl Krasney/Udsching, Handbuch 

des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, VI. Kap, RdNr 70) nicht zu erkennen. 

 

Der Rechtssache kommt keine grundsätzliche Bedeutung zu (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), denn die 

vom Kläger aufgeworfenen Fragen hinsichtlich der Verfassungsmäßigkeit der Regelungen im 

SGB II sind durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 9.2.2010 (1 BvL 

1/09 ua) bereits beantwortet worden. Es ist nicht ersichtlich, dass sich im vorliegenden Verfah-

ren darüber hinausgehende Rechtsfragen grundsätzlicher Bedeutung stellen könnten. Dies gilt 

umso mehr, als es vorliegend um die Gewährung höherer Leistungen zur Sicherung des Le-

bensunterhalts vom 1.11.2005 bis 30.4.2006 geht, also für einen Zeitraum, für den nach der 

Entscheidung des BVerfG keine Änderungen der gesetzlichen Regelungen vorzunehmen 

waren. 

 

Die Entscheidung des Landessozialgerichts (LSG) lässt auch nicht erkennen, dass es Rechts-

sätze aufgestellt hat, die von der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG), des Ge-

meinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des BVerfG abweichen und auf 

dieser Abweichung beruhen, weshalb auch eine Zulassung wegen Divergenz iS des § 160 

Abs 2 Nr 2 SGG nicht in Betracht kommt. 

 

Schließlich ist kein Verfahrensmangel ersichtlich, auf dem die angefochtene Entscheidung des 

LSG beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). Aus dem Gesamtzusammenhang des Vorbringens 
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des Klägers und der beigezogenen Akten ist nicht zu erkennen, dass das LSG tatsächlich ver-

fahrensfehlerhaft vorgegangen ist. 

 

Das gleichzeitig mit dem Antrag auf PKH vom Kläger persönlich eingelegte "Rechtsmittel", das 

bei verständiger Würdigung als Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in dem 

Beschluss des LSG auszulegen war, ist als unzulässig zu verwerfen, weil die Beschwerde nicht 

von einem beim BSG zugelassenen Prozessbevollmächtigten eingelegt worden ist (§ 73 Abs 4, 

§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 iVm § 169 SGG). Auf dieses Erfordernis ist der Kläger in der 

Rechtsmittelbelehrung zu dem Beschluss des LSG hingewiesen worden. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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